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Entwurf eines Gesetzes über Bergmannsprämien 
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nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
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Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 20. April 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im übrigen erhebt 
er gegen den Entwurf keine Einwendungen und ist der Ansicht, daß 
das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Bergmannsprämien (BPG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Personenkreis 

Arbeitnehmer des Bergbaus, die untertage 
beschäftigt werden, erhalten Bergmannsprä- 
mien nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 


§ 2 


Höhe der Bergmannsprämien 


Die Bergmannsprämie wird für jede unter- 
tage verfahrene volle Schicht gewährt. Sie be- 
trägt für Arbeitnehmer, die 


1. im Schichtlohn (Zeitlohn) beschäftigt sind, 
1,25 Deutsche Mark, 


2. im Gedingelohn (Leistungslohn) oder 
gegen Gehalt beschäftigt sind, 2,50 Deut- 
sche Mark. 


§ 3 

Gewährung der Bergmannsprämien 

(1) Der Arbeitgeber hat bei der Lohnab- 
rechnung die von dem Arbeitnehmer im 
Lohnabrechnungszeitraum untertage verfah- 
renen vollen Schichten festzustellen und die 
darauf entfallenden Bergmannsprämien an 
den Arbeitnehmer auszuzahlen. Der Arbeit- 
geber hat die auszuzahlenden Bergmannsprä- 
mien dem Betrag, den er für seine Arbeit- 
nehmer insgesamt an Lohnsteuer einbehalten 
hat, zu entnehmen und bei der nächsten 
Lohnsteueranmeldung in einer Summe ge- 
sondert abzusetzen. Übersteigt der zu ent- 
nehmende Betrag den Betrag, der insgesamt 
an Lohnsteuer einbehalten ist, so wird der 
übersteigende Betrag dem Arbeitgeber auf 
Antrag von dem Finanzamt, an das die 


Lohnsteuer abzuführen wäre, aus den Ein- 
nahmen an Lohnsteuer erstattet. Die vom 
Arbeitgeber entnommenen Beträge (Satz 1) 
und die vom Finanzamt erstatteten Beträge 
(Satz 2) sind Mindereinnahmen an Lohn- 
steuer. 

(2) Das Finanzamt prüft die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung der Bergmannsprä- 
mien; dabei finden die Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung entsprechende An- 
wendung. Der Arbeitnehmer kann beantra- 
gen, daß das Finanzamt, an das der Arbeit- 
geber die Lohnsteuer abzuführen hat, die 
Bergmannsprämien durch Bescheid feststellt. 
Der Bescheid soll die Höhe der Bergmanns- 
prämien für den Lohnabrechnungszeitraum, 
die Berechnungsgrundlage und eine Rechts- 
mittelbelehrung enthalten. Der Bescheid 
kann angefochten werden; die Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung über das Be- 
rufungsverfahren finden dabei entsprechende 
Anwendung. 

(3) Der Arbeitgeber haftet für zu Unrecht 
gezahlte Bergmannsprämien. Für die Inan- 
spruchnahme seiner Haftung sind die Vor- 
schriften des § 38 des Einkommensteuerge- 
setzes und die Vorschriften der Reichsab- 
gabenordnung über die Haftung entspre- 
chend anzuwenden. Die auf Grund der Inan- 
spruchnahme der Haftung eingehenden Be- 
träge sind Einnahmen an Lohnsteuer. 


§ 4 


Steuerrechtliche und sozialversicherungs- 
rechtliche Behandlung der Bergmannsprämien 


Die Bergmannsprämien gelten weder als 
steuerpflichtige Einkünfte im Sinn des Ein- 
kommensteuergesetzes noch als Einkommen, 
Verdienst oder Entgelt im Sinn der Sozial- 
versicherung und der Arbeitslosenversiche- 
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rung; sie gelten arbeitsrechtlich nicht als Be- 
standteil des Lohns oder Gehalts. 

§ 5 

Übertragbarkeit der Bergmannsprämien 

Der Anspruch auf Bergmannsprämien ist 
nicht übertragbar. 


§ 6 

Ermächtigungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates Vorschriften zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes zu erlassen, und zwar 

1. über die Wahrung der Gleichmäßigkeit 
bei der Gewährung der Bergmannsprä- 
mien und zur Beseitigung von Unbillig- 
keiten in Härtefällen, 

2. über die Regelung des Verfahrens bei der 
Gewährung der Bergmannsprämien und 
über das Abrechnungsverfahren, 

3. über die nähere Abgrenzung des Per- 
sonenkreises, 

4. über die nähere Bestimmung der in § 2 
verwendeten Begriffe, 

5. über die Außenprüfung durch das Finanz- 
amt, 

6. über die Behandlung der Bergmannsprä- 
mien im Lohnkonto, in der Lohnsteuer- 
bescheinigung und im Lohnzettel. 


§ 7 


Anwendungszeitraum 


(1) Die Bergmannsprämie wird für jede 
volle Schicht gewährt, die nach dem 14. Fe- 
bruar 1956 verfahren wird. 


(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechts Verordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates anzuordnen, daß die Gewäh- 
rung von Bergmannsprämien ganz oder zum 
Teil entfällt, wenn die Lage im Bergbau sich 
so gestaltet, daß eine Gewährung von Berg- 
mannsprämien aus öffentlichen Mitteln nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes nicht mehr 
gerechtfertigt ist. 


§ 8 


Anwendung im Land Berlin 


Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes. 


§ 9 


Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Der Beruf des Bergmanns hat sich in Deutsch- 
land stets einer besonderen Wertung erfreut. 
Seine schwere und vielfach zu früher Invalidi- 
tät führende Arbeit hat dem Bergmann eine 
traditionelle Sonderstellung gegenüber ande- 
Berufen eingeräumt. Dabei hat sich ein spezi- 
fisches Berufsgefühl entwickelt, welches lange 
Zeit — ungeachtet der in anderen Berufen 
gebotenen Vorteile — in einer besonderen 
Bindung der Bergleute an ihren Beruf seinen 
Ausdruck fand. Vielfach hat diese Bindung 
ganze Familien und mehrere Generationen 
umfaßt. In der letzten Zeit hat sich jedoch 
in steigendem Maße erwiesen, daß dieses Be- 
rufsgefühl gegenüber dem Anreiz, den andere 
Berufe mit leichterer Arbeit und hoher Ent- 
lohnung bieten, nicht standzuhalten vermag 
und daß der Bergmannsberuf daher keine hin- 
reichende Anziehungskraft mehr besitzt. Hier- 
aus erklären sich das besorgniserregende Ab- 
wandern von Bergleuten aus der Untertage- 
arbeit in andere Berufe, der unzureichende 
Nachwuchs und die starke Fluktuation inner- 
halb der bergmännischen Belegschaft. 

Die Bundesregierung hat sich in Anbetracht 
dieser Entwicklung zu Maßnahmen entschlos- 
sen, welche geeignet scheinen, das Ansehen 
des Bergmanns wieder zu heben, den Berg- 
mannsberuf — insbesondere die Untertage- 
arbeit — nach der ihm zukommenden Ver- 
antwortung und Bedeutung sichtbar heraus- 
zustellen und den Zugang zu diesem Beruf 
wieder begehrenswert zu machen. In diesem 
Zusammenhang wird die Einführung von 
„Bergmannsprämien“ für alle untertage arbei- 
tenden Arbeitnehmer des Bergbaus vor ge- 
schlagen; diese Prämien sollen in Anerken- 
nung der besonderen Leistung gewährt wer- 
den, welche der untertage tätige Bergmann 
für die Allgemeinheit erbringt, und insbeson- 
dere die Steuerlast erleichtern, die er zu tra- 
gen hat. 

II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Die Gewährung der Bergmannsprämie wird 
auf Arbeitnehmer „des Bergbaus“ und von 
diesen auf solche beschränkt, die untertage 
beschäftigt werden. Die Bergmannsprämie 
wird auch handwerklich untertage Beschäf- 
tigten (z, B. Schlossern und Elektrikern) so- 


wie untertage beschäftigten Angestellten ge- 
währt, wenn sie zu den Arbeitnehmern des 
Bergbaus gehören. Angehörige anderer Ge- 
werbezweige können Bergmannsprämien 
nicht erhalten, auch wenn sie gelegentlich 
untertage arbeiten; das gilt z. B. für Arbeit- 
nehmer handwerklicher oder industrieller 
Betriebe, welche im Aufträge des Bergbaus 
mit nicht spezifisch bergmännischer Arbeit, 
also mit der Montage von Maschinen u. ä. be- 
schäftigt werden. 

Zu § 2 

Die Prämie ist der Höhe nach gestaffelt, um 
der besonders schweren und verantwortlichen 
Arbeit der im Gedinge arbeitenden Bergleute 
Rechnung tragen zu können und diese berg- 
männisch ausgebildeten und für den Bergbau 
besonders wichtigen Arbeitskräfte dem Berg- 
bau zu verbinden. 

Die Prämie wird nur gewährt, wenn eine 
volle Schicht nach Maßgabe der für den 
Untertagebetrieb gesetzlich oder tariflich 
festgesetzten Arbeitszeit verfahren ist. 

Zu § 3 

Abs. 1 stellt den Grundsatz auf, daß der Ar- 
beitgeber, der die Bergmannsprämie an den 
einzelnen Arbeitnehmer auszahlt, den Ge- 
samtbetrag der ausgezahlten Prämien dem 
Betrag entnimmt, den er für seine Arbeitneh- 
mer insgesamt an Lohnsteuer einbehalten 
hat. Dadurch wird erreicht, daß sich bei dem 
für die Abführung der Lohnsteuer zuständi- 
gen Finanzamt die Einnahmen an Lohn- 
steuer um den vom Arbeitgeber für Berg- 
mannsprämien entnommenen Betrag min- 
dern und daß die Kosten der Bergmannsprä- 
mien von Bund und Ländern entsprechend 
ihrer Beteiligung an den Einnahmen an Lohn- 
steuer (zur Zeit Bund Vs, Länder 2 /s) getragen 
werden. In allen Betrieben des Bergbaus wird 
Lohnsteuer außer von den prämienberechtig- 
ten untertage beschäftigten Arbeitnehmern 
auch von den nicht prämienb er ech tilgten 
übertage beschäftigten Arbeitnehmern einbe- 
halten. In den meisten Fällen wird daher die 
von den Arbeitnehmern eines Betriebes ins- 
gesamt einbehaltene Lohnsteuer ausreichen, 
um daraus die Bergmannsprämien für die 
untertage beschäftigten prämienberechtigten 
Arbeitnehmer des Bergbaus zu decken. Es 
erübrigt sich dadurch in der Regel ein beson- 
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deres Abrechnungsverfahren hinsichtlich der 
Bergmannsprämien zwischen dem die Prämie 
zahlenden Arbeitgeber einerseits und den die 
Prämie tragenden Bund und Ländern ande- 
rerseits; auf jeden Fall wird die Abrechnung 
aber in größtmöglichem Maße vereinfacht. 
Eine Besonderheit gilt für den Fall, daß in 
einem Betrieb ausnahmsweise die insgesamt 
einbehaltene Lohnsteuer zur Deckung der 
Bergmannsprämien nicht ausreicht; hier wird 
der die insgesamt einbehaltene Lohnsteuer 
übersteigende Teil der Bergmannsprämien 
dem Arbeitgeber auf Antrag vom Finanzamt 
erstattet. Da die erstatteten Beträge Minder- 
einnahmen an Lohnsteuer sind, werden auch 
die Kosten der erstatteten Beträge von Bund 
und Ländern entsprechend ihrem Beteili- 
gungsverhältnis an den Einnahmen an Lohn- 
steuer getragen. 

Die Kosten der Bergmannsprämien werden 
danach in voller Flöhe von Bund und Län- 
dern gemeinsam getragen. Bund und Länder 
sind deshalb daran interessiert, daß der Ar- 
beitgeber Bergmannsprämien in zutreffender 
Höhe und nur an die tatsächlich Prämienbe- 
rechtigtei! (§ 1 des Entwurfs) zahlt. Abs. 2 
sieht deshalb vor, daß das Finanzamt die 
Voraussetzungen für die Gewährung der 
Bergmannsprämien prüft. Die Prüfung wird 
grundsätzlich in entsprechender Anwendung 
der auf den Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung beruhenden Vorschriften der Lohn- 
steuer-Durchführungsverordnung über die 
Außenprüfung der Lohnsteuer zu geschehen 
haben. Dem Prämienberechtigten ist ferner 
das Recht eingeräumt, beim zuständigen 
Finanzamt den Antrag zu stellen, daß die 
Prämien durch Bescheid festgesetzt werden. 
Ein solcher Antrag wird in Betracht kom- 
men, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
über die Prämienberechtigung des Arbeitneh- 
mers oder über die Höhe der zu gewähren- 
den Prämie verschiedener Auffassung sind. 
Die engen Beziehungen zwischen der Prä- 
miengewährung und der Lohnsteuer recht- 
fertigen es, die Bescheiderteilung und das sich 
daran evtl, anschließende Rechtsmittelver- 
fahren den Behörden der Finanzverwaltung, 
nicht etwa den Behörden der Arbeitsver- 
waltung, zu übertragen. 

Abs. 3 sieht die Alleinhaftung des Arbeit- 
gebers für durch ihn zu Unrecht gezahlte 
Bergmannsprämien vor. Die Inanspruch- 
nahme der Haftung geschieht in entsprechen- 
der Anwendung des Verfahrens, das für die 
Inanspruchnahme der Haftung des Arbeit- 


gebers nach § 38 des Einkommensteuergeset- 
zes in § 46 der Lohnsteuer-Durchführungs- 
verordnung vorgeschriebenist. Nachdem die 
zu Unrecht gezahlten Bergmannsprämien die 
Einnahmen an Lohnsteuer vermindert haben 
(§ 3 Abs. 1 des Entwurfs), müssen die auf 
Grund der Inanspruchnahme der Haftung des 
Arbeitgebers eingehenden Beträge als Ein- 
nahmen an Lohnsteuer behandelt werden. 

Zu § 4 

Der Entwurf sieht vor, daß die Bergmanns- 
prämien weder als steuerpflichtige Einkünfte 
im Sinn des Einkommensteuergesetzes noch 
als Einkommen, Verdienst oder Entgelt im 
Sinn der Sozialversicherung und Arbeitslosen- 
versicherung gelten; die Bergmannsprämien 
werden mithin dem Empfänger netto ausge- 
zahlt. Durch die Feststellung im zweiten 
Halbsatz des § 4 des Entwurfs wird sicher- 
gestellt, daß die Minderung des Netto- 
arbeitslohns eines Arbeitnehmers durch Er- 
mäßigung oder Wegfall der Bergmannsprä- 
mien wegen des Übergangs zu einer ande- 
ren Tätigkeit nicht zur Feststellung der Be- 
rufsunfähigkeit im Sinn von § 35 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes führen kann. 

Zu § 5 

Die Vorschrift, daß der Anspruch auf Berg- 
mannsprämien nicht übertragbar ist, also 
weder abgetreten noch verpfändet noch ge- 
pfändet w r erden darf, soll gewährleisten, daß 
die Bergmannsprämien vor dem Zugriff 
Dritter im Interesse des Bergmanns geschützt 
sind. 

Zu § 6 

Wegen des engen Zusammenhangs von 
steuerrechtlichen und arbeitsrechtlichen Fra- 
gen bei der Gewährung der Bergmannsprä- 
mie und der daraus möglicherweise sich er- 
gebenden Zweifel, insbesondere was das Ver- 
fahren anlangt, könnte es notwendig werden, 
besondere Regelungen zu treffen. Zu diesem 
Zw r eck sind die Ermächtigungen in § 6 des 
Entwurfs vorgesehen. 

Zu § 7 

Die Bergmannsprämie soll rückwirkend vom 
15. Februar 1956 an gewährt werden. Das hat 
zur Folge, daß die Bergmannsprämie für alle 
vollen Schichten gewährt wird, die der Prä- 
mienberechtigte nach dem 14. Februar 1956 
angetreten hat. 
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Die Gewährung von Bergmannsprämien aus 
öffentlichen Mitteln dient, wie in der allge- 
meinen Begründung ausgeführt ist, der Pri- 
vilegierung des Bergmanns. Sie stellt eine An- 
erkennung für die schwere, gefahrvolle Ar- 
beit des Bergmanns dar; sie soll den Berg- 
mannsberuf unter anderen Berufen hervor- 
heben und ihn wieder anziehender machen. 
Wenn die Allgemeinheit hierfür Aufwendun- 
gen erbringt, so ist vorausgesetzt, daß ande- 
rerseits auch der Bergbau sich der Allgemein- 
heit gegenüber verantwortungsbewußt zeigt. 
Entwickelt sich die Lage im Bergbau so, daß 
eine Förderung der mit diesem Gesetz ange- 
strebten Ziele durch Einsatz Öffentlicher Mit- 
tel entbehrlich wird, so soll die Verpflichtung 
der Allgemeinheit, die Privilegierung der 
Bergleute aus öffentlichen Mitteln zu finan- 


zieren, entfallen und die Finanzierung der 
Privilegien dem Bergbau selbst überlassen 
bleiben. Aus einer solchen Entwicklung die 
Konsequenzen zu ziehen, ist die Bundesregie- 
rung im öffentlichen Interesse verpflichtet. 

Zu § 8 

Eine Erstreckung der Regelung auf das Land 
Berlin ist nicht nur im Interesse einheitlichen 
Rechts erforderlich. Die unmittelbare An- 
wendung des Gesetzes im Land Berlin könnte 
dann in Betracht kommen, wenn ein wäh- 
rend eines Teils des Jahres im Bergbau in der 
Bundesrepublik Beschäftigter nach Berlin 
übersiedclt und dort, etwa im Zusammen- 
hang mit dem Lohnsteuer- Jahresausgleich oder 
der Veranlagung zur Einkommensteuer, die 
Prämienberechtigung nachgeprüft wird. 
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Anlage 2 


Stellungnahme und Änderungsvorschläge 
des Bundesrates 


1 . Zu § 3 

a) Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Der Arbeitgeber hat die von 
dem Arbeitnehmer untertage verfahre- 
nen vollen Schichten festzustellen und 
die darauf entfallenden Bergmannsprä- 
mien an den Arbeitnehmer auszuzah- 
len. Die Bergmannsprämien werden 
dem Arbeitgeber von dem Finanzamt, 
an das er die Lohnsteuer abzuführen 
hat, zu Lasten des Bundes erstattet. 
Zum Zweck der Verwaltungsverein- 
fachung kann die Bundesregierung 
durch eine Verordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates das Verfahren 
bestimmen, nach dem der Arbeitgeber 
mit dem Finanzamt abrechnet.“ 

b) In Abs. 3 ist der letzte Satz zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 
Nach dem Entwurf werden die Berg- 
mannsprämien vom Arbeitgeber aus- 
bezahlt und bei der Abführung der von 
ihm einbehaltenen Lohnsteuer abge- 
setzt bzw. vom Finanzamt aus den Ein- 
nahmen aus Lohnsteuer erstattet. Die- 
ses Verfahren erscheint auf den ersten 
Blick praktisch; es verkoppelt jedoch 
die Prämienerstattung und das Lohn- 
steueraufkommen in unzulässigerWeise. 
Das der Haushaltsklarheit dienende, in 
der Haushaltsordnung und im Grund- 
gesetz festgelegte Bruttoprinzip gebie- 
tet die gesonderte Veranschlagung von 
Einnahmen und Ausgaben im Haushalt 
(Art. 110 Abs. 1 Satz 1 GG und § 7 
HO). Danach sind die für die Prämien- 
erstattung erforderlichen Beträge in 
den Haushalten von Bund und Ländern 
als gesonderte Ausgaben auszubringen, 
und umgekehrt ist das Lohnsteuerauf- 
kommen unverkürzt nachzuweisen. Die 


vorgesehene Ermächtigung soll es er- 
möglichen, ein möglichst einfaches Ab- 
rechnungsverfahren, jedoch unter Wah- 
rung eines grundlegenden Prinzips der 
Haushaltsordnung, einzuführen. Auf 
diese Weise wird auch die vom Ent- 
wurf vorgesehene teilweise Zweckbin- 
dung der Lohnsteuer vermieden, und 
ihr Charakter als allgemeines Deckungs- 
mittel bleibt unberührt. Gegen eine 
Zweckbindung von Steuern hat sich die 
Bundesregierung wiederholt mit Recht 
eindringlich ausgesprochen (so z. B. bei 
der Kraftfahrzeugsteuer und dem Not- 
opfer Berlin). 

Da es sich bei der Gewährung von 
Bergmannsprämien um eine überregio- 
nale Maßnahme handelt, hat der Bund 
auch die entsprechenden Aufwendun- 
gen zu übernehmen. 

2 . Zu §4 

Im ersten Halbsatz ist das Wort „Ein- 
künfte“ durch das Wort „Einnahmen“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung. 

3. Zu § 7 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollte geprüft werden, ob die in 
§ 7 Abs. 2 des Entwurfs vorgesehene Er- 
mächtigung der Bundesregierung verfas- 
sungsrechtlich insoweit frei von Bedenken 
ist, als sie der Bundesregierung die Mög- 
lichkeit eröffnet, durch Rechtsverordnung 
die Gewährung von Bergmannsprämien 
ganz und auf die Dauer entfallen zu las- 
sen und damit das Gesetz praktisch außer 
Kraft zu setzen. 



Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu Nr. 1 (§ 3) 

Die Bundesregierung kann den Änderungs- 
vorschlägen nicht zustimmen. 

Ausschlaggebend für die Änderungsvorschläge 
ist das Bestreben des Bundesrates, die Über- 
nahme der Kosten der Bergmannsprämien 
auf den Bund in voller Höhe (statt der sich 
aus dem Entwurf ergebenden Beteiligung von 
Bund mit Vs und Ländern mit 2 / 3 ) zu er- 
reichen. 

Aus der Entstehungsgeschichte des Entwurfs 
ergibt sich, daß zunächst erwogen wurde, den 
Untertagearbeitern im Bergbau einen steuer- 
freien Betrag von 90 bis 140 DM monatlich 
auf der Lohnsteuerkarte einzutragen. Hier- 
gegen sind von den Ländern keine Einwen- 
dungen erhoben worden. Auch den Lohn- 
steuerausfall, der durch einen steuerfreien 
Betrag entstanden wäre, hätten Bund und 
Länder entsprechend ihrer Beteiligung an den 
Einnahmen an Lohnsteuer (Bund Vs, Län- 
der 2 / 3 ) tragen müssen. Dieser Plan ist nur 
deshalb nicht weiter verfolgt worden, weil 
ein steuerfreier Betrag den einzelnen Berg- 
arbeiter je nach der Höhe des Arbeitslohns 
und nach der Größe des Familienstandes in 
sozial unerwünschter Weise sehr unterschied- 
lich begünstigt hätte; die Unterschiede hät- 
ten auch durch eine Staffelung des steuer- 
freien Betrags nicht in dem erwünschten 
Maße beseitigt werden können. Diese Erwä- 
gungen haben zu dem Gedanken der Berg- 
mannsprämie geführt, die an jede verfahrene 
Schicht anknüpft und so jeden Untertage- 
arbeiter vollkommen gleichmäßig begünstigt. 
Finanzwirtschaftlich besteht zwischen der Ge- 
währung einer Prämie und der Gewährung 
eines steuerfreien Betrags kein entscheidender 
Unterschied. Es ist deshalb nicht einzusehen, 
daß bei Gewährung einer Prämie statt eines 
steuerfreien Betrags die ursprünglich vorge- 
sehene Lastenverteilung zuungunsten des 
Bundes verschoben werden soll. Das wegen der 
verhältnismäßig hohen Zahl der Untertage- 
beschäftigten am stärksten betroffene Land 
Nordrhein-Westfalen hat in den Vorbespre- 
chungen der im Gesetzentwurf vorgesehenen 
Lastenverteilung zwischen Bund und Ländern 
zugestimmt. 


Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß die 
haushaltsmäßige Belastung der Länder durch 
die im Entwurf vorgesehene Regelung nicht 
allein nach der absoluten Höhe der Kosten 
für die Bergmannsprämien beurteilt werden 
kann; sie wird in der letzten praktischen 
Auswirkung der gezahlten Bergmanns- 
prämien erheblich geringer sein. Es muß be- 
achtet werden, daß den Kosten für die Berg- 
mannsprämien auch nicht unerhebliche haus- 
haltsmäßige Vorteile der Länder gegenüber- 
stehen, die sich aus der mit der Bergmanns- 
prämie erreichten Niedrighaltung des Kohle- 
preises ergeben (Minderung der Betriebsaus- 
gaben und dadurch bewirkte Gewinnerhö- 
liung mit entsprechender Steuersteigerung). 
Weitere haushaltsmäßige Vorteile der Länder 
sind bei einer durch die Bergmannsprämie be- 
dingten Steigerung der inländischen Kohlen- 
förderung zu erwarten, weil insoweit auf die 
Einfuhr der teureren Auslandskohle, insbeson- 
dere der US-Kohle, verzichtet werden kann. 
Die dadurch verringerten Betriebsausgaben 
der Unternehmen erhöhen ebenfalls das Steu- 
eraufkommen. 

Die Bergmannsprämie soll nicht, wie es in der 
Sitzung des Bundesrates am 20. April 1956 
zum Ausdruck gekommen ist, deshalb für den 
gesamten Untertagebau gelten, um „die Be- 
denken der Montanunion wegen einer Diskri- 
minierung durch eine solche Lohnsubvention 
abzuwenden.“ Es ist vielmehr von vornherein 
beabsichtigt gewesen, die Bergmannsprämie 
sämtlichen Untertagearbeitern zuteil werden 
zu lassen. Im übrigen ist die Hohe Behörde, 
die gegenwärtig prüft, ob die vorgesehene Re- 
gelung mit den Bestimmungen des Vertrages 
über die Montanunion in Einklang steht, be- 
reits vor der Beschlußfassung der Bundesregie- 
rung über die beabsichtigte Einführung der 
Bergmannsprämie unterrichtet worden. 

2. Zu Nr. 2 (§ 4) 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Än- 
derungsvorschlag keine Einwendungen. 

3. Zu Nr. 3 (§ 7 Abs. 2) 

Die Bundesregierung erhebt gegen die 
Empfehlung des Bundesrates, im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens die V erfassungs- 
mäßigkeit der Vorschrift zu überprüfen, 
keine Einwendungen. 
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